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Die Wälder in den öſterreichiſchen Alpenländern. 
Aus dem Tagebuche des Waldſchätzungsreferenken Alois v. Wimmer. 


Wandern wir über die Gebirge unſerer Alpenländer, wie und 
in welcher Geſtalt erblicken wir heute unſere Wälder? 

Nichts als unüberſehbare Blößen, welche entweder mit einem 
dichten Raſenfilze überzogen ſind, der jede natürliche Beſamung ver⸗ 
hindert und oft nicht mehr die für Weide wünſchenswerthe Eigenſchaft 
beſitzt oder von dem auch bereits die Erdſchichte, wie z. B. im 
Tauerngebirgszug, entführt iſt. Wir ſehen, daß ſich die Karſtgebilde 
immer mehr vergrößern und erweitern, wir finden, daß der einſtige 
Wälderſchmuck ſelbſt bis unter die eigentliche Holzvegetationsgrenze 
plan⸗ und ſinnlos, trotz aller älteren und neueren Forſtgeſetze und 
Vorſchriften geſchwunden iſt, — daß die Erweiterung der Alpen von 
oben nach unten zunimmt, daß die Waldregion fortwährend weit unter 
die Holzvegetationsgrenzen zurückweicht, daß die Scheitel der Gebirge 
kahl, ſehr ſelten noch mit Schutz- und Schirmmänteln verſehen find, 
daß ſelbſt in den tiefer liegenden Thälern der bäuerliche Beſitzer durch 
Kahlſchläge, Schwenden, Brennen und Ringeln den Wald vernichtet, 
um einerſeits (ſein Glück nämlich nicht in der Waldwirthſchaft, ſon⸗ 
dern in der Weide und Viehzucht allein ſuchend) friſches Weideland 
zu erhalten, andererſeits bei den ſtets ſteigenden Holzpreiſen zu ge⸗ 
winnen, wozu trügeriſche Holzhändler in Menge und von jeder Sorte 
die gewünſchte Gelegenheit bieten; wir beobachten endlich, daß manche, 
ia viele Beſitzungen und Gemeinden bereits den empfindlichſten Holz⸗ 
mangel leiden. 

Die Befürchtung, daß im Laufe der Zeit der größere Theil des 
Waldbeſtandes in Weiden verwandelt werden wird, iſt alſo nur zu 
ſehr begründet und liegt thatſächlich nahe. 


Der Verfall des Waldſtandes datirt nicht unmittelbar von heute, 
ſondern von der Zeit, wo das Waldreſervat ſuspendirt, die Holz⸗ 
und Kohlwidmung (6. März 1783), ſowie die landesfürſtlichen Wald⸗ 
ämter aufgehoben, die Oberaufficht über alle Waldungen ohne Aus⸗ 
nahme und die Handhabung der Waldordnung und der forſtlichen 
9 den Kreisämtern und den Bezirksobrigkeiten anvertraut 
wurde. 

Dieſe Bezirksobrigkeiten zunächſt tragen Schuld an dem Unter⸗ 
gange der Wälder, weil ſie die ihnen anvertraute Forſtaufſicht damals, 
wo es noch Zeit war, nicht im geſunden Sinne pflegten und als eng⸗ 
herzige Juriſten von der irrigen Anſicht ausgingen, es könne Jeder 
mit ſeinem Eigenthume machen was er wolle. 

Durch die allgemeinen Klagen, dann ſpeciell durch die der Eiſen⸗ 
induſtriellen, ferner durch die fortwährenden Holzpreisſteigerungen in 
Kenntniß gelangt, hätte die Regierung rechtzeitig mit Energie und 
Thatkraft, und nicht mit nachträglichen Erläſſen, Verordnungen und 
Mahnnngen, welche meiſtens ein todter Buchſtabe blieben, den Wald⸗ 
freveln entſchieden entgegentreten ſollen. Sie war leider in dieſem Ge⸗ 
biete, in dem es aus Staatsintereſſe überhaupt und niemals einen 
Liberalismus geben darf, liberal und tolerant. 

Der Verfall des Waldſtandes blieb natürlich nicht ohne Rück⸗ 
ſchlag auf Reich und Land, drückte aber auch auf die höher gelegenen 
Landwirthſchaſten im Alpenlande. Durch die maßloſen Entholzungen 
der Gebirge iſt der Wald, als der beſte Regulator der Atmofphäre, 
verſchwunden. Nichts ſteht den rauhen und ſcharfen Windſtrömungen 
aus den nördlichen Gegenden und von den mächtigen Gebirgskämmen 
herab mehr ſchützend entgegen. Der Bodenſchirm gegen verheerende 
Wolkenbrüche und Regengüſſe einerſeits, gegen die austrocknende 
Sonnenhitze andererſeits iſt nicht mehr vorhanden. Dieſe ſich immer 
ungünſtiger geſtaltenden Verhältniſſe haben weiters die Productions⸗ 
kraft des oberhalb der Waldregion befindlichen Alpenlandes zurück⸗ 
geſetzt und bietet dieſes jetzt gegen die Zeit vor 100 Jahren kaum 
mehr zwei Drittel ſeines ehemaligen Weideertrages. Realitäten auf 
den höher gelegenen Gebirgszügen vermindern ſich von Jahr zu Jahr, 
ſie werden zuerſt Huben oder ſogenannte Zulehen, dann Alpenhütten, 
werden als ſolche hoͤchſtens 6—7 Monate vom Dienſtperſonale be⸗ 
wohnt und wird das zugehörige Land nur inſoweit mit Saat beftellt, 
als ein aus Aſtſtreu gewonnener Dünger vorhanden iſt. 

Die ſchädlichen Folgen der Entwaldung im Allgemeinen laſſen 
ſich ganz deutlich im Hoch⸗ und weniger geſchützten Walde wahr⸗ 
nehmen, der Holzwuchs iſt daſelbſt ſehr langſam, der Baum kurz⸗ 
ſchäftig, kränkelnd, mit häufigen Erſcheinungen der Drehſucht. Eine 
gewichtige Miturſache an ſo mißlichem Waldſtande ſind übrigens die 
in der Vorzeit im Walde und auf Waldhöhen entſtandenen, nun 
ertragloſen Landwirthſchaften, welche den urſprünglichen Schluß des 
Waldſtandes unterbrachen und deren Beſitzer die nächſten Beſtände 
forſtwidrig angriffen und durch übermäßige Beweidung im Walde die 
Bodenkraft zurückſetzten. Daß ſich nun dieſe Landwirthſchaften immer 
mehr vermindern, iſt ein ſicheres Zeichen ihrer Entwerthung und ein 
Beweis, daß ſie eigentlich nie auf dieſe Standorte hingehörten. Die 
Natur treibt jene Wirthſchaften wieder hinunter und macht aus den 


Stätten das, was fie waren: Waldboden, leider allerdings nur 
Boden. 

Schon vor 100 Jahren war die Regierung durch die immer 
auffallender zu Tage tretenden Mißbräuche, Uebelſtände und Mängel 
um den Fortbeſtand des Waldlandes und ſeiner Holzſubſtanz beſorgt 
und ſuchte dieſen hochwichtigen Landesculturzweig durch die berühmt 
gewordenen Waldtomi (Beſtimmungen, welche unter verſchiedenen Mo⸗ 
dificationen gewiſſe Flächen für immer zu Waldland erklärten) und die 
Thereſiauiſche Waldordnung von 1767 geſetzlich zu erhalten und zu 
ſchützen. 
5 Die Waldtomi, in denen auch die Weide im Walde und das 
Alpenland behandelt wurde, verloren leider durch den ſtabilen Kataſter, 
welcher die landesforeſtalen Verhältniſſe gar nicht berückſichtigte, alle 
Bedeutung, und die Waldordnung kam nicht zur praktiſchen An⸗ 
wendung. 

Abermals erkannte die Regierung die Nothwendigkeit eines 
neuen Forſtgeſetzes, erließ dasſelbe unterm 2. December 1852 unter 
Aufhebung aller früheren Geſetze, betraute mit der Handhabung der⸗ 
ſelben die politiſchen Behörden, beging aber wiederum den Fehler, 
dieſen Behörden nicht gleichzeiiig auch techniſch gebildete Forſtorgane 
an die Hand zu ſtellen. 

Daß trotz der redlichen Abſichten der Regterung durch die nun 
faſt gänzlich unterbliebene Beaufſichtigung der Landesforſte durch 
einen Zeitraum von 20 Jahren der Zuſtand des Waldlandes im All⸗ 
gemeinen ein erbärmlicher geworden ſei und in ſeiner Ertragsfähigkeit 
weit zurückging, darf ſonach nicht wundernehmen. Doch betrachtet 
man die vielen, ſelbſt in hohen Lagen aufwachſenden nicht ſelten ſehr 
kräftigen Jungmaiße und jüngeren Mittelhölzer, welche oft ſelbſt neben 
der ausgedehnteſten Weidebenützung einzeln und in Gruppen empor⸗ 
kommen, ſo darf man ſchließen, daß doch für die Zukunft nicht Alles 
verloren iſt und der Boden noch immer Productionskraft befitzt. Freilich 
aber bedarf er großer Schonung. 

Daß die Waldungen endlich neben der Landwirthſchaft die höchſte 
Bedeutung für die Induſtrie beſitzen, daß ſie der eigentliche Lebens⸗ 
nerv der letzteren ſind, daß die Eiſeninduſtrie im Oberlande wieder 
weiter eine Bedingniß der allgemeinen Wohlhabenheit iſt, erſcheint 
zweifellos, deſſenungeachtet jedoch betreibt man von dieſer Seite die 
Zerſtörung der Wälder fort und fort ſyſtematiſch. Induſtrielle Wald⸗ 
beſitzer und ihre Organe, Hütten⸗ und Holzmeiſter, arbeiten an der 
Waldzerſtörung mit! 

Nun, die Eiſeninduſtriellen werden die Folgen ihres Thuns 
wohl auch noch empfinden; denn aus Wäldern, die keine Bäume mehr 
haben, laſſen ſich keine Kohlen gewinnen, und pflanzen und eultiviren 
mögen jene nicht. 

Für die Magnaten und hohen Waldbeſitzer gab es keine Forſt⸗ 
geſetze, jene wollten ſie nur zum Schutze gegen Andere, — ſie 
wollten keine ſtaatliche Bevormundung. 

Sollte es nicht wohl die höchſte Zeit ſein, daß der verderblichen 
Waldgebahrung in den Alpengegenden ein Ende gemacht werde? 
Man dürfte bedenken müſſen, daß Steinkohlen ſich nicht regeneriren 
und ein berechenbares Ende beſitzen, daß dagegen nur der gut 
bewirthſchaftete Waldboden ewig dauert, ewig producirt! 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Baudeputation für Wien iſt nach ihrem Wirkungskreiſe als 

Baubehörde (§ 90 B. O. für Wien vom 2. December 4868, L. G. Bl. 

Nr. 21) berechtiget, eine Entſcheidung des Gemeinderathes, wegen 

Incompetenz, weil in einer Angelegenheit gefällt, die nicht als 
Bauſache erkannt worden iſt, aufzuheben. 


Der Druckerei-Eig nthümer Leopold L. hat feine zwei Schnellpreſſen 
bisher durch eine Gasmaſchine in Bewegung geſetzt, war aber wegen zu ge⸗ 
ringer Leiſtungsfähigkeit der letzteren gezwungen, ſich ein Locomobile anzu⸗ 
ſchaffen, und iſt deßhalb im Februar 1871 beim Magiſtrate Wien um die 
Vornahme des Localaugenſcheins eingeſchritten. Bei der Localcommiſſion 
am 22. Februar 1871 haben ſich die Techniker, der Stadtphyſikus, 
die Vorſtadts⸗Bezirksvertretung, die Polizeibehörde, der Hauseigen⸗ 
thümer und die Nachbarn entſchieden gegen den Betrieb der Druckerei 
mit dem bereits aufgeſtellten Locomobile aus Rückſichten der Feuers⸗ 
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gefahr und der perſönlichen Sicherheit, ſowie wegen Beläſtigung der 
Nachbarſchaft ausgeſprochen. 

Leopold L. wurde ſonach vom Magiſtrate, als der Gewerbs⸗— 
behörde, abgewieſen. 

Gegen dieſe Abweiſung überreichte L., wiewohl ihm ausdrücklich 
der Recurs an die Statthalterei offen gelaſſen wurde, eine Vorſtellung 
an den Gemeinderath im Sinne der §§ 87 und 89 der Bau⸗ 
Ordnung. 

Der Gemeinderath beſchloß, ſich gemäß der Bau⸗Ordnung in 
der Sache für competent erachtend, in der Sitzung vom 3. März 
1871 die Aufſtellung des Locomobiles unter gewiſſen Bedingungen zu 
bewilligen. L. erklärte darauf protokollariſch, ſich den geſtellten Bedin⸗ 
gungen fügen zu wollen und ſetzte am 9. März ſeine Maſchine 
in Gang. 

Allein ſchon an demſelben Tage (9. März) überreichte der Haus⸗ 
eigenthümer und Vermiether des Druckereilocales bei der Statthalterei 
eine Beſchwerde und verlangte die Beſeitigung der Dampfmaſchine, 
welche bereits den Ausbruch eines Brandes im Hauſe verurſacht hatte. 

Die Statthalterei hat dieſe Beſchwerde der Wiener Baudeputa⸗ 
tion zur Entſcheidung abgetreten, „weil ſie nicht gegen die abweis⸗ 
liche Entſcheidung des Magiſtrates als Gewerbsbehörde, ſondern gegen 
die vom Gemeinderathe als Baubehörde ertheilte Genehmigung 
zur Aufſtellung des Locomobiles gerichtet war“ (§§ 11, 65, 78, 87, 
89 und 90 der Bau⸗Ordnung). 

Die Baudeputation hat hierauf erkannt: „Da mit der fraglichen 
Aufſtellung eines Locomobiles keine Bauherſtellung verbunden war, es 
ſich daher bei dem diesfälligen Anſuchen lediglich um eine nach den 
Vorſchriften der Gewerbeordnung zu beurtheilende Betriebsanlage han⸗ 
delte, die Handhabung der Gewerbsvorſchriften aber den Gewerbs⸗ 
behörden übertragen iſt und dem Gemeinderathe hiebei keine Ent⸗ 
ſcheidung zuſteht, ſo wird die Verfügung des Gemeinderathes vom 
3. März 1871 aufgehoben, wodurch die des Magiſtrates aufrecht 
verbleibt.“ 

Der Gemeinderath nahm dieſe Entſcheidung zur Kenntniß und 
der Magiſtrat intimirte dieſelbe den Parteien und ließ dem Druckerei⸗ 
Eigenthümer eine achttägige Recursfriſt offen. 

Im Miniſterialrecurſe ſuchte L. nachzuweiſen, daß die Bau⸗ 
deputation den im § 90 der Bau⸗Ordnung feſtgeſetzten Wirkungskreis 
überſchritten habe, indem ſie von der Anſicht ausgehe, daß die Ver⸗ 
fügung des Gemeinderathes gewerbepolizeilicher Natur und ſie ſonach 
ſelbſt nicht competent war, gewerbepoltzeiliche Verfügungen anderer 
Behörden zu beſtätigen, abzuändern oder aufzuheben. 

Das Miniſterium des Innern hat nun unterm 1. October 
1871, 3. 13.368, die Entſcheidung der Wiener Baudeputation unter 
Zurückweiſung des von Leopold L. dagegen eingebrachten Recurſes aus 
den in der recurrirten Entſcheidung enthaltenen Gründen beſtätigt, 
zugleich aber die Baudeputation aufgefordert, nach erfolgter Verſtän⸗ 
digung des Recurrenten von dieſer Entſcheidung den ganzen Verhand⸗ 
lungsact, nachdem nunmehr die incompetente Verfügung des Gemeinde⸗ 
rathes beſeitigt iſt, der k. k. Statthalterei abzutreten, damit dieſelbe 
in die Lage komme über den meritoriſchen Theil des vorliegenden 
Recurſes als Gewerbsbehörde in zweiter Inſtanz zu entſcheiden. 1 


Die politiſchen Behörden ſind nicht berufen, über Verpflichtungen 
zu Verpflegskoſtenzahlung zu entſcheiden, deren Titel durch 
Statuten eines Privat⸗Wohlthätigkeitsvereines begründet wird. 


Joſeph K., Taglöhner aus Sch. in Niederöſterreich, wurde vom 
24. April bis 20. Mat 1870 im Wiener allgemeinen Krankenhauſe 
an chroniſchem Lungenkatarrh behandelt. Da der Genannte Mitglied 
des Krankenunterſtüzungsvereines „zu den heiligen Schutzengeln“ war, 
wurde die Direction dieſes Vereines zur Bezahlung der 20 fl. betra⸗ 
genden Verpflegskoſten für denſelben im Sinne des § 37 der Sta⸗ 
tuten dieſes Vereines aufgefordert. Der Verein wendete unter Hin⸗ 
weiſung auf die Statuten (deren § 34 beſagt, daß ein Mitglied im 
Erkrankungsfalle dann keinen Anſpruch auf eine Unterſtützung habe, 
wenn es die eingetretene Erkrankung nicht rechtzeitig angemeldet hat) 
gegen die Zahlungsaufforderung ein, daß eine Krankenunterſtützung 
nur vom Tage der Meldung geleiſtet werde, und da Joſeph K. erſt 
am 6. Mai 1870 gemeldet wurde, ſo könne nur die ihm gebührende 


Unterſtußung vom 6. bis 20. Mai, d. i. für 15 Tage mit dem Be- 
trage von 7 fl. 7 kr. auf Abſchlag der Verpflegskoſten abgeführt 
werden. 

Der Wiener Magiſtrat hat entſchieden, der Verein fei verpflich⸗ 
tet, die für Joſeph K. entfallende Verpflegsgebühr für die ganze Ver⸗ 
pflegszeit (vom 24. April bis 20. Mai 1870) zu bezahlen. 

Der Berufung der Vereinsdirection gegen dieſe Entſcheidung 
hat die Statthalterei keine Folge gegeben, „weil die ſtatutenmäßige 
Krankenmeldung bei der Vereinsdirection nur zu dem Zwecke zu ge⸗ 
ſchehen habe, damit der Vereinsarzt die wirkliche Erkrankung des ſtch 
meldenden Mitgliedes conſtatiren könne, welche Sicherſtellung bei einem 
in eine öffentliche Krankenanſtalt aufgenommenen Vereinsmitgliede 
ohnehin durch die Spitalsärzte, welche in dieſer Beziehung vollen 
Glauben verdienen, geſchieht“. 

Im Miniſterialrecurſe hob die Vereinsdirection hervor, daß das 
Spital nur jene Beträge anſprechen könne, welche das Mitglied ſta⸗ 
tutenmäßig anzuſprechen berechtigt iſt, daher auch auf das Spital ein 
Verpflegskoſten⸗Forderungsrecht nicht übertragen könne, welches das 
Vereinsmitglied wegen verſäumter Meldung der Erkrankung verwirkt 
hat; daß ferner die Verpflichtung der einzelnen Mitglieder zur An⸗ 
meldung der Erkrankung weſentlich im Intereſſe der Gebahrung mit 
den Vereinsmitteln beſtehe und im Intereſſe der Anfrechterhaltung der 
Ordnung im Vereine nicht aufgegeben werden könne. 

Das Minifterium des Innern hat unterm 30. December 1871, 
Z. 17.852, die Entſcheidung der Unterbehörden wegen Incompetenz 
behoben, „nachdem ſich der Erſatzanſpruch des Krankenhausfondes nicht 
auf eine beſtehende Norm im Bereiche des Verwaltungsdienſtes, ins⸗ 
beſondere nicht auf das in dieſer Beziehung maßgebende Regierungs⸗ 
circulare vom 30. März 1837, 3. 12.234, ſondern lediglich auf die 
Statuten eines Privatvereines gründet, über welchen Erfatzanſpruch 
nicht die Adminiſtrativbehörde, ſondern der Eivilrichter zu entſcheiden 
berufen erſcheint“. St. 


Bei den Bezirkshauptmannſchaften eingebrachte Geſuche um der 

Landesſtelle vorbehaltene Productionsbewilligungen ſind jedenfalls 

der Landesſtelle vorzulegen und können nicht mit dem Beſcheide, daß 

die Erwirkung der Productionsbewilligung abgelehnt werde, ab⸗ 
gewieſen werden. 


Rudolf L. trug bei der Bezirkshauptmannſchaft vor, daß er 
weil er doppelte Glieder habe, nicht genügend körperlich arbeiten könne, 
insbeſondere durch gewerbliche Arbeit (als Schuſtergeſell) ſein Auskommen 
zu gewinnen außer Stande ſei, er ſeinen Erwerb durch Zeigen von 
Stereoſkopenbildern ſuchen möchte und daher die Anfrage ſtelle, ob 
das geſtattet werde. 

Die Bezirkshauptmannſchaft gab darauf e ir Beſcheid: 
„Nachdem die gepflogenen Erhebungen dargethan haben, daß Sie 
nicht darauf angewieſen find, durch Zeigen von Stereoſkopen bildern 
Ihren Erwerb zu finden, da Ihnen auch das nöthige Benehmen und 
die nöthige Begabung, ſelbſt die Kunſt ſich auszudrücken mangelt, da 
endlich das Umherziehen mit Stereoſkopenbildern nichts als ein privi⸗ 
legirter Bettel iſt, — ſieht ſich die Bezirkshauptmannſchaft nicht in 
der Lage, Ihnen die erbetene Bewilligung zum Umherziehen mit 
Stereofkopenbildern zu erwirken“. 

Gegen dieſen Beſcheid recurrirte Rudolf L. an die ſteiermärkiſche 
Statthalterei und dieſe entſchied unterm 1. September 1871, 3. 480 
Præsid., daß dem Anſuchen des Rudolf L. um die in Frage ſtehende 
Productionsbewilligung aus den von der Bezirkshauptmannſchaft an⸗ 
gezeigten Gründen nicht ſtattgegeben werden könne. Dabei bemerkte 
die Statthalterei, „daß der Beſcheid der Bezirkshauptmannſchaft, nach 
welchem abgelehnt werde, die Productionsbewilligung zu erwirken, 
nicht gerechtfertigt und der Sachlage entſprechend erſcheine. Rudolf L. 
habe namlich in ſeinem Anſuchen nicht um die Erwirkung der Pro⸗ 
ductionsbewilligung von Seite der Bezirkshauptmannſchaft gebeten, 
ſondern geradezu um die Geſtattung, Stereoſkopenbilder zeigen zu 
dürfen, nachgeſucht. Dieſes Anſuchen hätte daher nach Vornahme der 
nöthigen Erhebungen, mit dem allfälligen Antrage der Bezirkshaupt⸗ 
mannschaft auf Abweiſung verſehen, zur competenten Entſcheidung der 
Landesſtelle vorgelegt werden müſſen, keineswegs aber zurückgewieſen 
und der höherbehördlichen Entſcheidung entzogen werden dürfen“. 

V. 
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Competenzſtreit. Zur Frage, ob die nicht in böswilliger Abſicht 
vorgenommene Abtragung der Schotterdecke einer Straße als 
Beſitzſtörung oder als Störung der Straſtenordnung anzuſehen fei! 


In der beim Bezirksgerichte R. überreichten Beſitzſtörungsklage 
des Bezirksausſchuſſes in R. gegen Johann M. wird angeführt, daß 
dieſer letztere an der von R. nach P. führenden Bezirksſtraße auf 
einer Seite derſelben die Schotterdecke habe abnehmen und fortführen 
laſſen, wodurch er den ruhigen factiſchen Beſitz dieſer Bezirksſtraße 
als Eigenthum des Bezirkes R. geſtört und den Straßenverkehr ge⸗ 
bemmt habe. Das Petit geht dahin: Johann Mi ſei dieſer Bei 
ſtörung ſchuldig und verpflichtet zu erklären, den vorigen Stand der 
Straße wiederherzuſtellen und die Klagskoſten zu bezahlen 

Der bezügliche Thatbeſtand wurde commiſſionell feſtgeſetzt und 
vom Geklagten eingeftanden, indeß von ihm folgende Einwendungen 
gemacht: Dieſer Gegenſtand, weil er ein öffentliches Gut betreffe, 
gehöre nicht vor den Richter, ſondern vor die politiſche Behörde; es 
habe auch die Bezirkshauptmannſchaft L. durch Einſtellung ſeiner 
Straßenabgrabung, durch welche er nur eine zweckloſe Steigung der 
Straße beſeitigen wollte, in dieſer Sache bereits Einfluß genommen. 
Ferners ſei die Klage nur vom Obmanne und zwei Ausſchußmännern 


erkennung der Nützlichkeit ſeines Unternehmens, mit feinem Vorgehen 
(laut Erklärung) einverſtanden. Es fehle alſo den Klägern die Legiti⸗ 
mation zur Klage. Das weggeführte Materiale habe er an einer an⸗ 
deren Stelle für die Straße verwendet, auch nicht den Verkehr auf 
derſelben gehemmt. 

Das Bezirksgericht indeß erkannte zu Gunſten der Bezirks⸗ 
vertretung. N 

Ueber den Recurs, reſpective über die Nullitätsbeſchwerde des 
Geklagten ſetzte ſich das Oberlandesgericht mit der Statthalterei wegen 
der ſtreitigen Competenzfrage in das Einvernehmen. Die Statthalterei 
ſprach ſich für die Competenz der Gerichte aus nachfolgenden 
Gründen aus: 8 

„Für Herſtellung und Erhaltung der Straßen als öffentliches 
Gut (§ 287 a. b. G. B.) beſtehen zwar eigene politiſche Geſetze, 
allein inſoweit dieſe Geſetze keine Abweichungen ſtatuiren, finden auch 
auf die Straßen die allgemeinen civil⸗ und ſtrafgerichtlichen Vor⸗ 
ſchriſten Anwendung ($ 290 a. b. G. B.). Es dürfe den Straßen⸗ 
verwaltungsorganen gegenüber den Ueberſchreitungen und Eingriffen 
Dritter in ihre Privatrechte das Recht des Betretens des Rechts⸗ 
weges nicht förmlich aberkannt werden. Es könne zwar eine öffentliche 
Straße nach den §§ 1, 18 und 20 des ſteiermärkiſchen Landesgeſetzes 
vom 18. September 1870 (L. G. Bl. Nr. 52) gegen Beſchädigungen 
im Wege der Ahndung abſichtlicher oder fahrlaſſtger Handlungen ge⸗ 
ſchützt werden. Dies ſetze aber voraus, daß der Schädiger nicht das 
Recht beanſpruche, die beſchädigende Handlung vorzunehmen. Wäre 
dies der Fall, ſo müßte der Rechtsanſpruch gerichtlich ausgetragen 
werden. Eine ſolche Rechtsanmaßung liege hier in der 
Thatſache ſelbſt. Der Bezirksausſchuß habe die Befugniß, die 
Bezirksſtraße als Eigenthum des Bezirkes vor Eingriffen eivilrechtlich 
zu ſchützen, d. i. den Rechtsſtandpunkt vorerſt klar zu ſtellen, und, 
wenn keine Böswilligkeit oder Fahrläſſigkeit vorliegt, vom Straf⸗ 
verfahren ſogar abzuſehen. Dies Letztere habe der Bezirksausſchuß 
gethan; er konnte daher dieſen Fall weder nach dem allgemeinen 
Strafgeſetze, noch nach dem erwähnten Straßengeſetze bei der betref⸗ 
fenden Behörde anhängig machen.“ 

Das Oberlandesgericht hingegen ging von der Anſicht aus, daß, 
da es ſich nur um einen öffentlichen Zweck handelt, da der Geklagte 
nur um dieſen Zweck zu fördern und nicht um den eigenen Beſitz zu 
erweitern oder ſich ſonſt ein Recht anzumaßen vorgegangen und da 
in der Klage ſelbſt die Gefährdung der öffentlichen Sicherheit durch 
Hemmung des Verkehres behauptet wird, — die Competenz der 
politiſchen Behörde eintrete. Bei Beſitzſtörungen handle es ſich 
nur um den Schutz und die Wiederherſtellung des letzten factiſchen 
Beſitzſtandes; es müſſe bei Beſitzſtörungsfällen entweder die Störung 
des Beftges, oder der factiſche Beſitz, oder beide zugleich ſtreitig ſein, 
und der Störende die Anmaßung eines Beſttzes beabſichtigen, was 
alles hier nicht eintreffe. Die Abnahme der Straßendecke und deren 
Wegführung ſtelle ſich als eine Beſchädigung der Straße dar. Dieſe 
Beſchädigung ſei aber nicht in der Abſicht, um zu beſchädigen, ſon⸗ 
dern in wohlmeinender Abſicht erfolgt, daher das Strafgeſetz nicht 


Anwendung finde, wohl aber das Straßenpolizeigeſetz vom Jahre 1870 
(88 1 und 3). Es habe ſchon die Bezirkshauptmannſchaft den Schutz 
des Beſitzes ausgeſprochen; die Wiederherſtellung des vorigen Standes 
könne nach § 3 die politiſche Behörde verfügen und es liege nicht im 
Belieben des Bezirksausſchuſſes, dieſe Uebertretung der Straßenpolizei⸗ 
ordnung ungeahndet zu laſſen. 5 

Dieſer Anſchauung des Oberlandesgerichtes ſchloß ſich aus den 
Gründen desſelben der oberſte Gerichtshof gleichfalls an, und erſuchte 
im Sinne des Hofdecretes vom 23. Juni 1820 das Miniſterium des 
Innern um deſfen Wohlmeinung, welches in feiner Rücknote vom 
6. Jänner 1872, 3. 17.587 ex 1871 mittheilte, daß es der Anſicht 
des oberſten Gerichtshofes, die Streitſache des Bezirksausſchuſſes von 
R. gegen Johann M. ſei der Entſcheidung der adminiſtrativen Be⸗ 
hörden zu überweiſen, vollkommen beipflichte. M. 


Motiz. 


(Zuläſſigkeit der Execution auf Gehalte der Militärbeamten.) 
Laut der sub. Nr. 2 des R. G. Bl. für das Jahr 1859 kundgemachten Circularver⸗ 
ordnung des k. k. Armee⸗Obercommando's vom 28. December 1858 iſt das k. Patent 
vom 25. October 1798 (J. G. S. Nr. 436), wonach die Gehalte der landesfürſtlichen 
Beamten der Execution nicht unterliegen, ſoweit es Militärbeamte betrifft, durch den 
§ 55 des neuen Gebührenreglementes als aufgehoben zu betrachte. (Entſcheidung des 
k. k. oberſten Gerichtshofes vom 18. Juli 1871, 3. 8961.) 


Berordnungen. 


Erlaß des Miniſters des Innern an den Statthalter in Nieder⸗Oeſterreich vom 

24. Jänner 1872, Z. 18.293, ausſprechend, daß franzöſiſche Unterthanen zur Auf⸗ 

nahme in den öſterreichiſchen Staats verband einer vorherigen Entlaffung aus dem 
Heimatsverbande nicht bedürfen. 


haben mit dem Erlaſſe vom 24. October 1871, 3. 
dem nach Paris zuftändigen A. D. .. die Aufnahme in den öſterreichiſchen Staats⸗ 
verband gegen dem zugeſichert, daß er binnen ſechs Monaten die heimatliche Entlaf⸗ 
ſungsurkunde beibringe. 

In Anbetracht deſſen, daß er ſchon ſeit dem Jahre 1822 aus Frankreich, von 
wo er als 14jähriger Knabe mit ſeinen Eltern ausgewandert war, abweſend iſt, keine 
Familienpapiere beſitzt und auch keine Verbindungen mit ſeinem bisherigen Vaterlande 
unterhält, erachtet ſich D.... außer Stande, den gewünſchten Nachweis im Privat⸗ 
wege herbeizuſchaffen und hat ein Geſuch beim k. und k. Miniſterium des Aeußern 
eingebracht, worin er deſſen Vermittlung zu dem gedachten Zwecke in Anſpruch nimmt 

Das k. und k. Miniſterium des Aeußern ift jedoch laut Eröffnung vom 
25. December 1871, 8. 17.028, nicht in der Lage, dieſem Begehren zu entſprechen, 
weil ein derartiges Ernſchreiten zu Gunſten eines fremden Staatsangehörigen bei 
deſſen eigener Regierung nach den in den Beziehungen der einzelnen Staaten zu 
einander geltenden Grundſätzen nicht thunlich wäre und als ein unberechtigter Eingriff 
in fremde Territorialhoheit wahrſcheinlich und mit Recht zurückgewieſen werden würde. 

Es muß in ſolchen Fällen der Partei überlaffen bleiben, mit ihren Behörden 
in unmittelbaren Verkehr zu treten. 

Andererſeits war aber gar nicht erforderlich, die Aufnahme des A. D.... in 
den hieſigen Staatsverband an die Bedingung der Beibringung der heimatlichen Ent⸗ 
laſſung zu knüpfen. 

Denn die Beibringung dieſer Entlaſſung bildet nach dem Hofkanzleidecrete 
vom 28. Auguſt 1817 (pol. G. S. pag. 326) in der Regel kein Erforderniß zur 
Einbürgerung in Oeſterreich und dieſe Regel erleidet nur gegenüber den Angehörigen 
jener Staaten eine Ausnahme, zu denen wir in Anſehung der Ein⸗ und Ausbürgerung 
in beſondere vertragsmäßige Verhältniſſe getreten find, was aber rückſichtlich Frank⸗ 
reichs nicht der Fall iſt. 

Franzöſiſche Unterthanen bedürfen daher zur Aufnahme in den öſterreichiſchen 
Staatsverband einer vorherigen Entlaſſung aus dem Heimatsverbande um ſo weniger, 
als die Staaten im Allgemeinen, bindende Staatsverträge abgerechnet, bet Aufnahme 
von Ausländern ſich möglichſt freie Hand zu wahren pflegen und als insbeſondere von 
Seite Frankreichs bei der Aufnahme diesſeitiger Angehöriger auch auf eine frühere 
heimatliche Entlaſſung nicht gedrungen wird. — Hienach wollen Euer . . . den 


beſprochenen Paſſus in dem an D.. erlafjenen Decrete beheben und ihn von der 
Sachlage verſtändigen. 
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Erlaß des k. k. Finanzminiſteriums vom A. Jänner 1872, Z. 2671 F. M., 
betreffend die ſteuerrechtliche Behandlung der hierlands befindlichen Zweig⸗ 
anſtalten der ungariſchen Verſicherungs⸗Geſellſchaften. 

Ueber eine Anfrage der Finanzlandesdirection in Nieder⸗Oeſterreich wird 
bemerkt, daß die beſtehen den Erwerb⸗ und Einkommenſtenervorſchriften auf die hierlands 
befindlichen Filialen, Zweiganſtalten, Agentien ꝛc. ungariſcher Verſicherungsgeſell⸗ 
ſchaften, da dieſelben im Sinne des Art. II des Ueberetukommens vom 19. December 
1869/7. Jänner 1870 zum Zwecke der Beſteuerung als ſelbſtſtändige Unternehmungen 
anzuſehen und demnach in Gemäßheit des Art. V des bezogenen Uebereinkommens und 
des Art. XIV des Zoll⸗ und Handelsbündniſſes mit Ungarn (Geſetz vom 24. December 
1867, R. G. Bl. Nr. 14 ex 1868) in Betreff der Steuerpflicht den einheimiſchen 
Unternehmungen derſelben Art gleichzuftellen find, ihre volle Anwendung haben und 
die Beſtimmungen des Uebereinkommens vom 19. December 1869/7. Jänner 1870 bei 
Bemeſſung der Steuer nur inſoferne zu berückſichtigen find, daß bei ſolchen Zweigunter⸗ 
nehmungen lediglich jener Betrag als Steuerbaſis anzunehmen iſt, welcher von der 
ungariſchen Finanzverwaltung in Gemäßheit des Art. IV des letzteitirten Ueberein⸗ 
kommens ermittelt worden iſt und der k. k. Bezirkshauptmannſchaft von Fall zu Fall 
bekannt gegeben wird. 

Würde jedoch die nach dieſer Grundlage zu bemeſſende Einkommenſteuer die 
Höhe der nach hierländigen Steuernormen für derlei Unternehmungen vorzufchreibenden 
Erwerbſtener ſammt dem Drittelzufchlage nicht erreichen, fo ſei uach § 20 des Ein⸗ 
kommenſteuerpatentes vorzugehen. 

In Beziehung auf die Anwendung des Erwerbſteuertarifes auf die einzelnen 
Zweiganſtalten ſei ſich gegenwärtig zu halten, daß in Uebereinſtimmung mit der im 
hohen Erlaſſe vom 12. September 1870, 3. 3656 F. M., hierortige Verordnung vom 
21. October 1870, 3. 9687 enthaltenen Norm nur jene Filialen, Zweiganſtalten und 
Agentien, welche zur ſelbſtſtändigen Abſchließung von Verſicherungsverträgen berechtigt 
ſind, nach der zweiten Beſchäftigungs⸗Hauptabtheilung als Handelsunternehmungen 
und nicht als Großhaudlungen in die Erwerbsſteuer nach einem billigen Ausmaße ein- 
zubeziehen find, während jene Agenten, die nur als Geſchäftsvermittler fungiren, in 
die vierte Beſchäftigungs⸗Hauptabtheilung gehören. Inſoweit nach den vorſtehenden 
Grundſätzen eine Beſteuerung der gedachten Unternehmungen und Agenten bis ein⸗ 
ſchließlich 1870 noch nicht ſtattgefunden hat, ei von der Vorſchreibung einer Nachtrags⸗ 
ſteuer für die Zeit bis incluſwe 1870 Umgang zu nehmen 

Zum Zwecke der Vorſchreibung der Erwerbſteuer iſt nach dem weiteren Inhalte 
des obigen Erlaſſes die Bekanntgabe der im Sinne des Art. IV des Uebereinkommens 
ermittelten Steuergrundlage nicht abzuwarten. 


Perſonalien. 


Seine Majeftät haben dem Maſchinen⸗Oberingenieur der Odeſſaer Eiſenbahn 
Maximilian Schmidt v. Schmid felden das Ritterkreuz des Franz Joſeph⸗ 
Ordens verliehen. 

Seine Majeftät haben dem Bezirkshauptmanne erſter Claſſe Johann Fortis 
den Titel und Charakter eines Statthaltereirathes taxfrei verliehen. 3 

Seine Majeftät haben anläßlich der Verſetzung des Generalconſuls Guftav 
Freiherrn v. Schreiner in den erbetenen Disponibilitätsſtand den k. und k. General⸗ 
conſul in Odeſſa, Miniſterialrath Joſeph Ritter v. Cischini zum k. und k. diplom. 
Agenten und Generalconſul für Aegypten ernannt. 

Seine Majeſtät haben die Wiederwahl des Moriz v. Wodtaner und Johann 
Ribarz zu Stellvertretern des Bankgouverneurs der priv. öſterreich. Nationalbank 
beſtätiget. 

g Seine Majeſtät haben den Dr. Johann Ha rajewicz zum Director des 
St. Lazarus⸗ und Heiligengeiſt⸗Spitales in Krakau ernannt 

Der Miniſter des Innern hat den Bezirkshauptmann zweiter Claſſe extra 
statum Ferdinand Freiherrn v. Pascotini⸗Juriscovich zum Bezirkshauptmann 
erſter Claſſe extra statum ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den mit Titel und Rang eines Oberingenieurs 
bekleideten Ingenieur erſter Claſſe der k. k. Seebehörde Karl Kikaker zum Ober⸗ 


ingenieur erſter Claſſe für den hydrotechniſchen Dienſt im Handelsminiſtertum 
ernannt. 


Erledigungen. 


Proviſoriſche Förſterſtelle bei der Bergdirection Idria mit 630 fl. Gehalt 
Holzdeputat, Naturalwohnung, 105 fl. Reiſepauſchale, bis 31. März. (Amtsbl. 
Nr. 47.) 

Armenarztensſtelle, prov., im Wiener VIII. Bezirke (Joſephſtadt) mit 300. fl. 
Jahresremuneration und dem e in die höheren Remunerationskate⸗ 
gerien von 500 fl. und 600 fl., bis 23. März. (Amtsbl. Nr. 49.) 

Hüttenprobirersſtelle zu Pribram mit 1000 fl. Gehalt, Naturalquartier und 
ee 1000 fl, bis 16. März. (Amtsbl. Nr. 49.) 

echnungsrathsſtelle beim Rechnungsdepartement der niederbſterreichiſchen 
Statthalterei mit 1300 fl. Gehalt und 300 fl. Quartiergeld, bis 20. März. (Amts⸗ 
blatt Nr. 52.) 

Armenarztensſtelle, prov., im IV. Wiener Gemeindebezirke (Wieden) mit 
300 fl. Jahresremuneration und dem Vorrückungsrechte in die höheren Remunera⸗ 
tionskategorien von 500 und 600 fl., bis 20. März. (Amtsbl. Nr. 52.) 

Proviſoriſche Forſtmeiſtersſtelle beim Forſtamte Joachimsthal mit 840 fl., 
eventuell 945 fl. ö. W., Naturalwohnung oder 10perc. Quartiergeld und Holzdeputat, 
bis 5. April. (Amtsblatt Nr. 52.) 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


